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re Büroflächen und Verkaufsflächen, 

konnten nicht vermietet bzw. verkauft 

werden. Dies trifft auch für teure Ei­

gentumswohnungen zu, die vielfach 

keine Käufer fanden. (SCMP, 24.2.99; 

XNA, 3.2.99) Vor dem Hintergrund 

der Probleme im Immobiliensektor 

findet der inzwischen in Bau befindli­

che Büroturm für das Shanghai World 

Financial Centre aufgrund seiner ex­

tremen Höhe bei ausländischen Ana­

lysten wenig Verständnis, sondern 

wird als weiteres Zeichen für eine 

Überinvestition im Immobiliensektor 

betrachtet. (SCMP, 8.2.99) -schü-

28 Statistische Daten sollen 

verläßlicher werden

Ende Februar kündigte das Staatliche 

Statistikamt an, daß neue Wege bei 

der Datenerhebung beschritten wer­

den sollen, um die Verläßlichkeit der 

Statistiken zu erhöhen. Ziel sei es, die 

Bewertung der Statistiken zu verbes­

sern, die Erfassung auszuweiten und 

die Verfahren bei der Berichterstat­

tung zu vereinfachen.

Nach Angaben von Liu Hong, Direk­

tor des Staatlichen Statistikamtes, be­

steht das derzeitige Problem bei der 

Verläßlichkeit von Daten, daß die Zen­

trale auf die Angaben der Lokalre­

gierungen angewiesen ist, einige Lo­

kalregierungen jedoch falsche Statisti­

ken erstellt haben. Da die Daten auch 

eine Bewertung der jeweiligen Lokal­

regierungen ermöglichen, gebe es Be­

amte, die aus persönlichem Interesse 

oder aus den Interessen ihrer Abtei­

lung heraus die Daten willkürlich ver­

änderten.

Lin Xianyu, Chefstatistiker des Staat­

lichen Statistikamtes, weist darauf 

hin, daß unter dem Planungssystem 

die traditionelle Methode der Erhe­

bung von Daten durchaus angemes­

sen war, da früher alle Unternehmen 

staatlich waren und Produktion und 

Verkauf durch die Regierung bestimmt 

wurden. Heute seien jedoch viele klei­

ne private Unternehmen entstanden, 

die nur unzureichend in der Stati­

stik enthalten sind, während die loka­

len Beamten die Statistiken ihrerseits 

nach wie vor beeinflussen könnten.

Aus diesen Gründen will das Stati­

stikamt schrittweise zu einem Stich­

probenverfahren übergehen. In den 

nächsten drei Jahren sollen in einem

Drittel aller Provinzen Unternehmens­

untersuchungen durchgeführt werden. 

Ausgewählt werden Unternehmen, die 

jeweils einen jährlichen Umsatz von 

unter fünf Mio. Yuan aufweisen; auch 

kleine und private Unternehmen in 

den Bereichen Großhandel, Einzelhan­

del und Lebensmittel sollen einge­

schlossen werden in die Untersuchung. 

Weiterhin sollen 17.000 große Indu­

strieunternehmen mit einem Jahres­

umsatz von mehr als fünf Mio. Yuan 

dazu aufgefordert werden, ihre mo­

natlichen Ergebnisse dem Statistik­

amt bekanntzugeben. Zwischen 5.000 

großen Unternehmen soll eine direkte 

Computerverbindung zum Statistik­

amt mit Beginn Juni 1998 aufgebaut 

werden. Diese 5.000 Unternehmen re­

präsentieren rd. 49% der gesamten In­

dustrie. Im März d.J. soll die Liste 

der Unternehmen veröffentlicht wer­

den, die in die Datenbank aufgenom­

men werden.

Das Staatliche Statistikamt hat au­

ßerdem detaillierte Pläne erarbeitet, 

um die nationalen und lokalen Sta- 

tistikämter auf der Provinzebene bei 

einer Bewertung der Daten anzulei­

ten, die diese von den unteren Melde­

ebenen erhalten. Hierzu soll vor allem 

der Schwerpunkt auf die Bewertung 

des Bruttoinlandsprodukts, der indu­

striellen Wertschöpfung, auf den Ein­

zelhandelsumsatz und das Bevölke­

rungswachstum gelegt werden. (XNA,

26.1.99)

Werden die neuen Ansätze des Stati­

stikamtes in die Tat umgesetzt, dann 

ist eine Einflußnahme der Lokalre­

gierungen auf die Daten nur noch 

sehr beschränkt möglich. Vor allem 

beim Anschluß der 5.000 Unterneh­

men an die Computer des Statistikam­

tes kann die Lokalregierung umgan­

gen werden. Mit dieser Methode wür­

de sich China auch den in westlichen 

Industrieländern üblichen Meldungen 

über Auftragseingänge als Frühindika­

toren der Konjunkturentwicklung an­

nähern. (AWSJ, 19./20.2.99) -schü-

SVR Hongkong

29 Erhöhung der Staatsausga­

ben soll Wirtschaftswachs­

tum stützen

Ende Februar gab die Hongkonger Re­

gierung bekannt, daß sie auch im kom­

menden Fiskaljahr (1. April 1999/1. 

April 2000) ihre aktive Ausgabenpoli­

tik fortsetzen und damit ein Defizit im 

Haushalt akzeptieren wird. Aufgrund 

der schwierigen Konjunkturlage sollen 

keine Steuern erhöht und auf Ausga­

benkürzungen soll verzichtet werden.

Nach vorläufigen Angaben betrug das 

Defizit im noch laufenden Haushalts­

jahr rd. 33,2 Mrd. HKS; im kom­

menden Haushaltsjahr soll das Defi­

zit auf 36,5 Mrd. HKS ansteigen dür­

fen. In Relation zum BIP stellt das 

Defizit weiterhin nur 2,8% dar. Auf­

grund der in Hongkong bestehenden 

Haushaltsreserve wird dann unter Ab­

zug des Defizits im kommenden Fis­

kaljahr noch ein stattlicher Betrag von 

289 Mrd. HKS verbleiben.

Die wichtigsten Haushaltsposten stel­

len die Ausgaben für Bildung, Ge­

sundheit und die Sozialausgaben dar, 

die einen Anteil von 50% der Aus­

gaben ausmachen. Die Gesamtausga­

ben sind mit 299,5 Mrd. HKS an­

gesetzt. Zu den Großprojekten, die 

von der Regierung mit dem Ziel der 

Konjunkturbelebung gefördert wer­

den sollen, zählt der Bau eines 

Kommunikations- und Informations­

dienstleistungszentrums (Cyberport), 

für das Investitionen in Höhe von 13 

Mrd. HKS vorgesehen sind. Mit der 

Einrichtung eines Walt Disney Erleb­

nisparks in Hongkong erhofft sich die 

Regierung ebenfalls eine Stimulierung 

der Nachfrage.

Hongkongs Wirtschaftswachstum war 

1998 um 5% gegenüber 1997 zurückge­

gangen; im 3. Quartal gab es sogar ein 

Minuswachstum von 7,1%. (AWSJ, 

1.3.99; NZZ, 4.3.99) -schü-

30 Kürzungen im Sozialwesen

Aufgrund der Wirtschaftsrezession, 

aber auch aufgrund struktureller Ver­



CHINA aktuell - 126 Februar 1999

änderungen beispielsweise der Alters­

struktur und der Beschäftigung ist 

die Zahl derjenigen, die für ihren Le­

bensunterhalt staatliche Hilfe benöti­

gen, in jüngster Zeit drastisch gestie­

gen. Die Hongkonger Regierung rea­

giert auf die steigenden Sozialausga­

ben mit Kürzungen. Dies ist deshalb 

möglich, weil es im bestehenden So­

zialsystem keinen generellen gesetzli­

chen Anspruch z.B. auf Arbeitslosen­

hilfe oder Altersversorgung gibt, son­

dern staatliche Hilfe von Fall zu Fall 

auf Antrag und nur denjenigen ge­

währt wird, die sich selbst nicht hel­

fen können und deren Familien dazu 

auch nicht in der Lage sind. Das wich­

tigste staatliche Unterstützungspro­

gramm ist die 1971 eingeführte Sozial­

hilfe, die unter der Bezeichnung „Com- 

prehensive Social Security AssistancC 

(CSSA) läuft. Sie wird den Ärmsten 

der Armen gewährt, wobei den größ­

ten Anteil alte Menschen einnehmen; 

doch auch Behinderte, Alleinerziehen­

de, Arbeitslose und andere benachtei­

ligte Menschen können Sozialhilfe er­

halten. Zusätzlich können besondere 

Wohlfahrtsleistungen gewährt werden. 

Von den jetzt geplanten Kürzungen 

sind besonders Alleinerziehende, Ar­

beitslose, Immigranten vom Festland 

und Alte betroffen. Beabsichtigt ist ei­

ne Reduzierung der Zahl der Sozial­

hilfeempfänger. Diese sollen dazu ge­

bracht werden, sich selbst zu helfen, 

indem sie niedrig bezahlte Jobs anneh­

men, anstatt sich auf den Staat zu ver­

lassen (SCMP, 4.1.99).

Anfang Januar 1999 war geplant, daß 

alleinerziehende Sozialhilfeempfänger 

erwerbstätig werden müßten, wenn die 

Kinder 12 Jahre alt sind. Sollten sie 

keine Arbeit finden, hätten sie un­

entgeltlich kommunale Arbeit leisten 

müssen. Auf den massiven Protest so­

wohl des Beirats für soziale Wohl­

fahrt (Social Welfare Advisory Com­

mittee) als auch der Öffentlichkeit hin 

mußte die Regierung diesen Plan auf­

geben. Alleinerziehende mit Kindern 

hätten es schon schwer genug, sie dürf­

ten nicht zusätzlich belastet werden, 

hieß es (vgl. SCMP, 14., 16., 18.1.99;

25.2.99). Vorgesehen sind für diese 

Gruppe allerdings Kürzungen in der 

Sozialhilfe um zehn Prozent, die ab 

Juni wirksam werden sollen (SCMP,

25.2.99).

Die Zahl der Arbeitslosen lag Ende 

Januar bei 5,8 Prozent; es wird da­

mit gerechnet, daß sie bis zum Som­

mer auf acht Prozent steigt. Mehr und 

mehr Firmen müssen ihr Personal re­

duzieren oder sogar schließen. Dar­

über hinaus verlieren viele Arbeiter ih­

ren Arbeitsplatz, weil die Arbeitgeber 

sie durch billigere Arbeitskräfte vom 

Festland ersetzen. Eine gesetzliche Ar­

beitslosenversicherung aber gibt es in 

Hongkong nicht. Bedürftige erhalten 

Sozialhilfe (CSSA). Durch die steigen­

de Arbeitslosigkeit wird der Sozial­

etat zunehmend belastet. Deshalb hat 

die Regierung beschlossen, Arbeitslo­

se, die Sozialhilfe erhalten, zu unent­

geltlichem Arbeitseinsatz zu verpflich­

ten. Der Arbeitseinsatz soll acht Stun­

den pro Woche betragen. Wer sich wei­

gert, die ihm zugewiesene Arbeit an­

zunehmen, verliert die staatliche Un­

terstützung. Das Programm ist zu­

nächst für 2.000 Arbeitslose geplant, 

wird jedoch einmal bis zu 20.000 Ar­

beitslose umfassen. (SCMP, 20. u.

25.2.99)

Immigranten vom Festland haben 

großenteils keine richtige Ausbildung 

und sind daher häufig arbeitslos. Ei­

gentlich sind sie erst nach einem Jahr 

Aufenthalt in Hongkong berechtigt, 

Sozialhilfe zu empfangen. Den Behör­

den ist jedoch Spielraum gegeben, so 

daß die meisten Bewerber nicht ab­

gewiesen werden, da sie wirklich in 

Not sind. Betroffen sein sollen fast 

3.800 Fälle, in denen Sozialhilfe ge­

währt wird, obwohl die Empfänger 

erst weniger als ein Jahr in Hongkong 

leben. In der Öffentlichkeit wird dies 

als Verschwendung öffentlicher Mit­

tel und unberechtigte Hilfe kritisiert. 

Ohne Mietzuschüsse würden auf die­

se Weise monatlich mindestens zehn 

Millionen HK-Dollar ausgegeben, lau­

tet der Vorwurf. Die Behörden recht­

fertigen sich mit dem Argument, Hil­

fe würde nur in Einzelfällen und an 

wirklich Bedürftige gegeben. (SCMP,

4.1.99) In der Presse wird bereits vor 

Vorurteilen gegen die Immigranten ge­

warnt (SCMP, 25.2.99). Es steht zu 

befürchten, daß auch bei der Sozialhil­

fe für Einwanderer vom Festland Kür­

zungen vorgenommen werden.

Bei den Zuwendungen an die Alten 

soll ebenfalls gespart werden. In Hong­

kong gibt es keine generelle gesetz­

liche Altersversorgung. Für Teile der

Angestellten gibt es firmengebunde­

ne Altersversorgungsprogramme und 

für den öffentlichen Dienst Pensions­

fonds. Bei allen übrigen alten Men­

schen, die keine berufliche Altersver­

sorgung haben, fehlt jegliche Sicher­

heit. Hilfe zum Unterhalt bei Bedürf­

tigkeit im Alter leistet zur Hauptsa­

che immer noch die Familie. Vielfach 

sind bedürftige alte Menschen darauf 

angewiesen, niedrig bezahlte Gelegen­

heitsjobs anzunehmen, in denen sie 

im Durchschnitt auf einen Monatslohn 

von 5.000 bis 6.000 HK-Dollar kom­

men (das Durchschnittseinkommen in 

Hongkong beträgt 10.000 Dollar), wo­

bei die Hälfte des Lohns für Miete 

gezahlt werden muß. Die Mehrzahl 

dieser alten Gelegenheitsarbeiter ge­

nießt keinen Arbeitsschutz und keine 

sonstigen Vergünstigungen wie Urlaub 

oder Lohnfortzahlung im Krankheits­

fall. Nur solche alten Menschen, die 

sich nicht selbst unterhalten können 

und keine eigene Altersvorsorge be­

trieben haben, die keine Kinder ha­

ben oder deren Kinder nicht in der 

Lage sind, die Eltern zu unterstüt­

zen, erhalten Sozialhilfe (CSSA). Die­

se ist jedoch äußerst niedrig und jetzt 

von weiteren Kürzungen bedroht. Des­

halb versammelten sich zu Jahresbe­

ginn Altengruppen zu Protestkund­

gebungen; sie forderten eine Erhö­

hung der Sozialhilfe für alleinstehen­

de Alte von derzeit 2.550 auf 3.000 

HK-Dollar sowie mehr Altenheimplät­

ze und Unterstützung bei Facharztbe­

suchen. Vor allem aber forderten sie 

ein gesetzliches Rentensystem, das ge­

meinsam von der Regierung, den Ar­

beitnehmern und den Arbeitgebern fi­

nanziert wird. Noch ist über die For­

derungen der Alten nicht entschieden, 

aber die Vorzeichen sehen nicht gün­

stig aus. So hat die Regierung Vor­

schläge, bestimmte Wohlfahrtsleistun­

gen für Alte, die ab einem Alter von 

65 Jahren gewährt werden, auf die Al­

tersgruppe der 60-65jährigen auszu­

dehnen, erst einmal ad acta gelegt. 

Zu solchen Leistungen zählen Fahr­

preisermäßigungen und Preisnachlässe 

in bestimmten Restaurants und Kran­

kenhäusern. (Vgl. SCMP, 2.1., 23.2. u.

1.3.99)

In der Hongkonger Presse werden 

die geplanten Kürzungen im Sozial­

wesen durchweg kritisiert, weil sie die 

Schwächsten der Gesellschaft am här­

testen träfen. Mit Kürzungen der So­
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zialausgaben wird die Regierung das 

Problem zunehmender Arbeitslosig­

keit und des Anstiegs der alten Bevöl­

kerung nicht lösen können. Denn bei­

de Probleme haben sich zwar durch 

die Asienkrise verschärft, ihre Ursa­

che ist jedoch nicht in der gegen­

wärtigen Rezession zu sehen. Viel­

mehr sind die Probleme langfristiger, 

weil struktureller Natur. Die Zeiten 

der Vollbeschäftigung scheinen auch in 

Hongkong endgültig vorüber zu sein, 

und der Anteil der alten Bevölkerung 

wird aufgrund der höheren Lebenser­

wartung und sinkender Geburtenraten 

weiter steigen. So wird die Regierung 

nicht umhinkönnen, eine grundlegende 

Umgestaltung ihres Sozialwesens vor­

zunehmen. Über kurz oder lang wird 

die Einführung einer gesetzlichen Ar­

beitslosenversicherung und eines ge­

setzlichen Rentensystems unumgäng­

lich sein. Dies freilich würde nicht nur 

weitreichende Folgen für das Steuersy­

stem Hongkongs haben, sondern auch 

ein Ende der niedrigen Lohnkosten be­

deuten. -st-

31 Gerichtsurteil über Aufent­

haltsrecht von Kindern vom 

Festland

Eine seit über einem Jahr beim Be­

rufungsgericht in Hongkong anhängi­

ge Klage im Interesse von Kindern 

vom Festland, deren Eltern in Hong­

kong leben und die vor dem 1. Ju­

li 1997 illegal nach Hongkong gekom­

men sind, wurde jetzt zugunsten der 

Kinder entschieden. Der Status die­

ser Kinder - betroffen sind gut 1.500 

Kinder - war bisher ungeklärt. En­

de Januar 1999 hat das Gericht ent­

schieden, daß die Kinder ein Bleibe­

recht bei ihren Eltern in Hongkong ha­

ben. Zugleich sprach das Gericht allen 

Kindern auf dem Festland, von denen 

mindestens ein Elternteil Hongkonger 

Bürger ist oder permanentes Aufent- 

haltsrecht in Hongkong hat, das Auf­

enthaltsrecht in Hongkong zu, und 

zwar unabhängig davon, ob es sich um 

eheliche oder uneheliche Kinder han­

delt. (SCMP, 30.1.99)

Dieses Urteil wird weitreichende Kon­

sequenzen für die Zuwanderung vom 

Festland haben, denn es ist bekannt, 

daß eine Vielzahl von Hongkonger 

Männern jenseits der Grenze eine Ehe­

frau oder Freundin mit Kindern ha­

ben, so daß nun damit gerechnet wer­

den muß, daß Zigtausende von Kin­

dern aus Festlandchina permanentes 

Aufenthaltsrecht in Hongkong bean­

spruchen werden. Ursprünglich hat­

ten die Hongkonger Behörden die Zahl 

der Kinder, denen Zuzugsrecht ge­

währt werden müsse, weil die Eltern 

in Hongkong leben, auf etwa 66.000 

geschätzt (SCMP, 2.2.99). Inzwischen 

wird ihre Zahl auf bis zu 400.000 

geschätzt, aber aufgrund der hohen 

Dunkelziffer unehelicher Kinder lassen 

sich genaue Angaben nicht machen 

(SCMP, 18.2.99). Für die Hongkon­

ger Regierung bedeutet das Urteil, daß 

man jetzt mit den Behörden des Fest­

lands in Verhandlungen treten muß, 

um eine vernünftige Lösung zu finden, 

die einen geordneten Zuzug gewährlei­

stet. Zugleich stellt es die Hongkonger 

Behörden vor die immense Aufgabe, 

den Zuzug von Zigtausenden von Kin­

dern zu bewältigen; insbesondere die 

Schulen sind gefordert und mit prak­

tisch unlösbaren Problemen konfron­

tiert, aber auch im Gesundheits- und 

Wohnungswesen dürfte es zu Engpäs­

sen kommen.

Die rechtliche Lage der Kinder mit 

mindestens einem legal in Hongkong 

lebenden Elternteil sieht jetzt wie folgt 

aus: Kinder, die vor dem 1. Juli 1997 

in Hongkong eingereist sind, können - 

auch wenn sie unehelich geboren wur­

den - in Hongkong bleiben, müssen al­

lerdings den Nachweis erbringen, daß 

ein Elternteil permanentes Wohnrecht 

in Hongkong hat. Kinder, die nach 

diesem Datum eingereist sind, benö­

tigen eine Berechtigungsbescheinigung 

für die Einwanderung nach Hongkong. 

Diese können sie nur von den Hei­

matbehörden erhalten, d.h. sie müs­

sen vorübergehend aufs Festland zu­

rückreisen. Auch alle anderen, die ein 

Anrecht auf ständigen Aufenthalt in 

Hongkong haben, zur Zeit aber noch 

auf dem Festland leben, müssen von 

den dortigen Behörden eine Beschei­

nigung erwerben, die sie zur Einrei­

se nach Hongkong berechtigt. (SCMP,

30.1.99) Da diese Formalitäten weiter­

hin erforderlich sind, ist nicht mit ei­

nem plötzlichen Zustrom aller in Fra­

ge kommenden Kinder von Hongkon­

ger Bürgern zu rechnen.

Während das Urteil die Gemüter der 

Hongkonger Bevölkerung erregt, wo­

bei sich vielfach Vorbehalte gegen Ein­

wanderer bemerkbar machen, hat es 

von Seiten der Oppositionsparteien so­

wie bei Juristen und Rechtswissen- 

schaftlern ungeteilte Zustimmung ge­

funden. In diesen Kreisen wurde das 

Urteil als ein Sieg für die Autonomie 

Hongkongs und für die Menschenrech­

te in Hongkong begrüßt. Durch die 

Entscheidung habe das Gericht seine 

Unabhängigkeit bewiesen und sich ge­

gen die strengeren Einwanderungsbe­

stimmungen gewandt, die der Provi­

sorische Legislativrat kurz nach dem 

Souveränitätswechsel erlassen hatte, 

hieß es. Damit habe das Gericht das 

Hongkonger Grundgesetz unabhängig, 

d.h. ohne Einschaltung des Nationa­

len Volkskongresses, ausgelegt und das 

Vertrauen in das Hongkonger Rechts­

system wieder gestärkt, -st-

Macau

32 Letzte Neujahrsansprache 

des Gouverneurs

Der seit April 1991 amtierende Gou­

verneur von Macau, General Vasco 

Rocha Vieira, hielt seine letzte An­

sprache zum Frühlingsfest. Die näch­

ste wird Macaus erster chinesischer 

Regierungschef im Jahr 2000 halten. 

Vieira warnte, daß die „schwerwiegen­

de Probleme der öffentlichen Sicher­

heit zu einer Bedrohung der Autono­

mie Macaus werden könnten. Die Ver­

brechensprobleme würden von Tria­

dengangs verursacht, die sich günsti­

ge Positionen in der Unterwelt ver­

schaffen wollten. Ferner wies der Gou­

verneur darauf hin, daß sich die En­

klave „von der internationalen Wirt­

schaftskrise geschaffenen Schwierigkei­

ten“ gegenübersehe. Er mahnte die 

Bewohner, es dem neuen Tierkreiszei­

chen nachzumachen, indem „wir unse­

re Werte verteidigen, ohne aggressiv 

sein zu müssen“. „Wie der Hase müssen 

wir besonnen und scharfsinnig blei­

ben.“ Die Übergabe Macaus an Chi­

na um Mitternacht des 19. Dezember 

nach 442 Jahren unter portugiesischer 

Herrschaft nannte Vieira einen „feier­

lichen Augenblick1. (SCMP, 18.2.99) 

-ljk-




